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Verkauf eines Grundstückes im Rahmen einer Vormundschaft

Sachverhalt

Seit April 02 bin ich daran, bei einem bevormundeten Klienten seine Liegenschaft zu verkaufen. Ende August konnte ich Bericht und Antrag an die VB stellen, nachdem ein Vorvertrag beim Grundbuchamt mit einem Käuferpaar unterschrieben werden konnte. 
Die Käuferin arbeitet auch bei der VB, was ich selbst auch nicht glücklich finde. Der von mir Bevollmächtigte (Alle Geschäfte des Verkaufes) konnte jedoch minutiös alle Angebote schriftlich belegen. Das Angebot der Käuferin war das Höchste. 

Ich wartete nun auf den Bescheid, dass die Liegenschaft übertragen werden kann. Stattdessen kamen Bedenken seitens der VB, da sie ein anonymes Schreiben erhalten hat, indem der Filz des Hauses angeprangert wird. 

Da mein Klient auf finanzielle Mittel des Hausverkaufes angewiesen ist, habe ich mich bei der VB erkundigt, ob der Hausverkauf bewilligt wird, oder ob ich mit einem neuen Inserat neu starten muss.

Die Antwort der Schreiberin kam so: Du musst Dich etwas gedulden. Wir informieren, ob die Käuferin oder eine bereits bestimmte Person das Haus kaufen wird.

Nun meine Frage:

· Kann die VB einer anderen Person das Haus verkaufen, ohne mich, die bislang das Geschäft geführt hat, zu informieren? 
· Muss sie nicht zuerst meinen Bericht und Antrag behandeln, ablehnen oder zustimmen? 
· Bei einer begründeten Ablehnung. Wäre nicht ich dafür zuständig, das Geschäft von neuem zu starten?

Erwägungen

1. Die Veräusserung von Grundstücken erfolgt nach Weisung der Vormundschaftsbehörde und ist nur in den Fällen zu gestatten, wo die Interessen des Bevormundeten es erfordern (Art. 404 ZGB). Damit sind vorab die Fragen zu beantworten

a. , ob Sie nach den Weisungen der Vormundschaftsbehörde (es kann sich dabei auch um generell-abstrakte, im Rahmen eines Grundsatzbeschlusses ergangene Weisungen oder, wo solche fehlen, um Weisungen im Einzelfall handeln) vorgegangen sind,

b. ob der Verkauf im Interesse des Mündels sei (oder ob allenfalls eine Hypothezierung der Liegenschaft empfehlenswerter ist). Aus der Sachverhaltsschilderung geht dies nicht hervor, weshalb diese Frage meinerseits nicht beantwortet werden kann.


2. Wenn ein Grundstück im Rahmen einer Vormundschaft verkauft werden soll, so gilt hinsichtlich des Vorgehens das Prinzip der öffentlichen Versteigerung (Art. 404 Abs. 2 ZGB). Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass mit professionell durchgeführten Freihandverkäufen ein höherer Erlös zu erwarten ist, hat sich vielerorts die Praxis etabliert, dass anstelle der öffentlichen Versteigerung Freihandverkäufe bevorzugt werden. Dieses Vorgehen bedarf allerdings der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 404 Abs. 3 ZGB). Ihr Entscheid, die Liegenschaft einer Mitarbeiterin der VB zu verkaufen, bedarf demnach in jedem Fall der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde.


3. Stellt sich die Frage des Vorgehens, um keine Verantwortlichkeitsklagen zu riskieren: Es empfiehlt sich, von einem gerichtlich anerkannten Experten eine Verkehrswertschatzung der Liegenschaft vornehmen zu lassen. Steht kein solcher zur Verfügung, sind zwei unabhängige Schatzungen zu empfehlen. Gestützt auf diese Schatzung(en) kann über die Vormundschaftsbehörde, welche zum weiteren Vorgehen ihre Weisungen erteilen darf (Art. 404 ZGB), bei der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde die Zustimmung zum Freihandverkauf unter klar formulierten Bedingungen erwirkt werden. Danach können die Verkaufsaktivitäten (Inserate etc.) ausgelöst werden.

Es ist auch ein abgekürztes Verfahren denkbar, indem die Zustimmung zum Freihandverkauf bei der Aufsichtsbehörde erst eingeholt wird, wenn der Verkaufsvertrag ausgehandelt ist. Damit riskiert die Vormundin allerdings, dass ihre Verkaufsbemühungen umsonst waren, wenn die Vormundschaftsbehörde oder die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde ihre Zustimmung verweigern (Art. 404 Abs. 3 ZGB).


4. Ihre Frage, ob die Vormundschaftsbehörde anstelle von Ihnen die Verkaufsverhandlungen führen dürfe, ist aus meiner Sicht klar mit Nein zu beantworten: Gemäss Art. 407 ZGB vertreten Sie die bevormundete Person in allen rechtlichen Angelegenheiten. Der Vorbehalt der Mitwirkung der vormundschaftlichen Behörden beinhaltet nicht, Sie als Vormundin von Fall zu Fall auszuschalten. Der gleiche Schluss ist aus Art. 417 ZGB zu ziehen, welcher die Verwaltung des Vermögens, und dazu gehören auch Veräusserungsgeschäfte, dem Vormund überträgt.


5. Es ist rechtlich keineswegs ausgeschlossen, Mitarbeitenden einer Vormundschaftsbehörde eine Liegenschaft aus dem Vermögen einer vormundschaftlich betreuten Person zu verkaufen, wenn keine Begünstigung vorliegt, die Ausstandsregeln nicht nur in der Beschlussfassung, sondern in der Geschäftsvorbereitung respektiert werden und sich daraus die vorteilhafteste Lösung für die betreute Person ergibt. Nebst rechtlichen gibt es in solchen Situationen aber auch psychologische und politische Aspekte, die es ratsam erscheinen lassen, jeglichen Anschein der Befangenheit und Bevorteilung zu vermeiden. Ein Weg dazu ist das oben geschilderte Vorgehen, bei welchem in einem möglichst frühzeitigen Stadium transparent gemacht, dass sich eine mitarbeitende Person der Vormundschaftsbehörde unter den Bewerber/innen befindet. Das hier gewählte Vorgehen dürfte den Mündelinteressen weniger entsprechen, weil im Nachhinein nun alle vorstehend aufgeworfenen Fragen überprüft werden müssen. Die Vormundschaftsbehörde ist dabei sicher gut beraten, dies mit aller Präzision zu tun, weil – berechtigte oder nicht berechtigte – aufsichtsrechtliche Verfahren weder der betreuten Person, noch der Betreuungsperson, sicher aber auch nicht der Käuferin dienlich sein können.


6. Zu Ihren Fragen:

-Kann die VB  einer anderen Person das Haus verkaufen, ohne mich, die
bislang das Geschäft geführt hat, zu informieren? Nein.
- Muss sie nicht zuerst meinen Bericht und Antrag behandeln, ablehnen oder zustimmen? Doch.
- Bei einer begründeten Ablehnung. Wäre nicht ich dafür zuständig, das
Geschäft von neuem zu starten? Doch, es sei denn, Sie hätten sich eines Fehlverhaltens im Sinne von Art. 445 ZGB schuldig gemacht, was hier ja nicht zur Diskussion steht.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 24. Oktober 2002
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